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BUNDESSOZIALGERICHT 
 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 
 
 
 
 

Az:  B 5 R 32/07 BH 
 
L 16 R 389/06 (Bayerisches LSG) 
S 8 R 398/04 (SG München) 
 
 
 
 
……………………………… , 
 
 

Kläger und Antragsteller, 
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Bayern Süd, 
Thomas-Dehler-Straße 3, 81737 München, 
 

Beklagte. 
 
 
 
 
 

Der 5. Senat des Bundessozialgerichts hat am 13. Oktober 2008 durch den 

Vorsitzenden Richter   Dr.  D r e h e r ,   den Richter   Dr.  N e u h a u s   und 

die Richterin   Dr.  G ü n n i k e r 

beschlossen: 

 

Der Antrag des Klägers, ihm für das Verfahren der Beschwerde gegen die Nicht-

zulassung der Revision im Urteil des Bayerischen Landessozialgerichts vom 

3. Mai 2007 Prozesskostenhilfe zu bewilligen, wird abgelehnt. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 3.5.2007 hat das Bayerische Landessozialgericht (LSG) einen Anspruch des Klä-

gers auf Gewährung von Rente wegen Erwerbsminderung verneint. 

 

Für die Durchführung des Beschwerdeverfahrens gegen die Nichtzulassung der Revision in 

diesem Urteil hat der Kläger die Bewilligung von Prozesskostenhilfe beantragt. 

 

Der Antrag auf Bewilligung von Prozesskostenhilfe ist abzulehnen. 

 

Nach § 73a Sozialgerichtsgesetz (SGG) iVm § 114 Zivilprozessordnung kann einem Beteiligten 

für das Verfahren vor dem Bundessozialgericht (BSG) nur dann Prozesskostenhilfe bewilligt 

und ein Rechtsanwalt beigeordnet werden, wenn die beabsichtigte Rechtsverfolgung hinrei-

chende Aussicht auf Erfolg bietet. Dies ist hier nicht der Fall. Es ist nicht zu erkennen, dass ein 

nach § 73 Abs 4 SGG zugelassener Prozessbevollmächtigter in der Lage wäre, eine Nichtzu-

lassungsbeschwerde des Klägers erfolgreich zu begründen. 

 

Gemäß § 160 Abs 2 SGG ist die Revision nur zuzulassen, wenn die Rechtssache grundsätzli-

che Bedeutung hat (Nr 1), das Urteil des LSG von einer Entscheidung des BSG, des Gemein-

samen Senats der obersten Gerichtshöfe des Bundes (GmSOGB) oder des Bundesverfas-

sungsgerichts (BVerfG) abweicht und auf dieser Abweichung beruht (Nr 2) oder wenn ein Ver-

fahrensmangel geltend gemacht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen kann 

(Nr 3). Solche Zulassungsgründe sind nach Prüfung des Streitstoffs nicht ersichtlich. 

 

Es ist nicht erkennbar, dass eine Zulassung der Revision gegen das von dem Kläger 

angegriffene Urteil auf § 160 Abs 2 Nr 1 SGG gestützt werden könnte. Grundsätzliche 

Bedeutung im Sinne dieser Vorschrift hat eine Rechtssache nur dann, wenn sie eine 

Rechtsfrage aufwirft, die allgemeine, über den Einzelfall hinausgehende Bedeutung hat. Die 

Frage muss außerdem klärungsbedürftig sein. Das ist grundsätzlich nicht der Fall, wenn die 

Antwort darauf von vornherein praktisch außer Zweifel steht oder die Frage bereits 

höchstrichterlich entschieden ist (zum Ganzen vgl BSG SozR 3-1500 § 160a Nr 34). 

Rechtsfragen, die in diesem Sinn grundsätzliche Bedeutung haben könnten, sind nicht zu 

erkennen. 

 

Zu den Leistungsvoraussetzungen der hier streitigen Rente wegen Erwerbsminderung nach 

den jetzt geltenden §§ 43, 240 Sechstes Buch Sozialgesetzbuch (SGB VI) bzw der dieser ver-

gleichbaren Rente wegen verminderter Erwerbsfähigkeit (Erwerbsunfähigkeit/Berufsunfähigkeit) 

nach den früheren §§ 43, 44 SGB VI besteht bereits eine umfangreiche Rechtsprechung des 

BSG (vgl dazu Niesel in Kasseler Komm, laufende Kommentierung zu §§ 43, 44 SGB VI und 

die Nachweise im Ablegeordner zu §§ 43, 44 SGB VI alter Fassung). 
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Der Zulassungsgrund der Divergenz (§ 160 Abs 2 Nr 2 SGG) könnte ebenfalls nicht mit Erfolg 

geltend gemacht werden. Divergenz (Abweichung) bedeutet Widerspruch im Rechtssatz oder 

- anders ausgedrückt - das Nichtübereinstimmen tragender abstrakter Rechtssätze, die den 

miteinander zu vergleichenden Entscheidungen zu Grunde gelegt worden sind. Sie kommt nur 

dann in Betracht, wenn das LSG einen tragenden abstrakten Rechtssatz in Abweichung von ei-

nem vorhandenen abstrakten Rechtssatz des BSG, des GmSOGB oder des BVerfG aufgestellt 

hat (BSG SozR 3-1500 § 160a Nr 34 mwN). Davon kann vorliegend nicht ausgegangen wer-

den. 

 

Schließlich lässt sich auch kein Verfahrensmangel feststellen, der gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 

SGG zur Zulassung der Revision führen könnte. Nach Halbsatz 2 dieser Bestimmung kann der 

geltend gemachte Verfahrensmangel nicht auf eine Verletzung der §§ 109 und 128 Abs 1 

Satz 1 SGG und auf eine Verletzung des § 103 SGG nur gestützt werden, wenn er sich auf ei-

nen Beweisantrag bezieht, dem das LSG ohne hinreichende Begründung nicht gefolgt ist. Ein 

derartiger Beweisantrag, den das Berufungsgericht unter Verstoß gegen die Amtsermittlungs-

pflicht (§ 103 SGG) übergangen haben könnte, ist hier nicht ersichtlich. Entgegen der Ansicht 

des Klägers ist es auch nicht zu beanstanden, dass das Berufungsgericht dem Sachverständi-

gen Dr. E.      die Gerichtsakten und damit auch das vom Sozialgericht eingeholte Gutachten 

des Dr. S.                   übersandt hat (vgl BSG SozR Nr 7 zu § 118). Die den Sozialgerichten ob-

liegende Pflicht zur Aufklärung des Sachverhalts von Amts wegen kann nicht erfüllt werden, 

wenn dem Sachverständigen die Akten mit den darin enthaltenen Gutachten nicht zur Verfü-

gung gestellt werden. Nur in diesem Fall kann sich der Sachverständige einen umfassenden 

Überblick über den Gesundheitszustand des Klägers verschaffen, Wechselwirkungen zwischen 

den von ihm festgestellten Gesundheitsstörungen und den ggfs auf anderen ärztlichen 

Fachgebieten erhobenen Befunden beurteilen sowie einen möglichen weiteren medizinischen 

Aufklärungsbedarf hinsichtlich bisher nicht berücksichtigter Erkrankungen erkennen. 

Anhaltspunkte dafür, dass der Sachverständige Dr. E.      keine eigene Untersuchung und 

Begutachtung des Klägers vorgenommen, sondern lediglich die Erkenntnisse des 

Dr. S.                   übernommen hat, liegen nicht vor. Sonstige Verfahrensverstöße sind nicht 

ersichtlich. 
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Soweit der Kläger vorträgt, die amtlichen Gutachter in Österreich seien zum Teil zu völlig 

anderen Schlussfolgerungen gekommen, sei er abschließend auf Folgendes hingewiesen: Für 

den Ausgang des von ihm geführten Rentenverfahrens ist insbesondere maßgeblich, ob sein 

quantitatives Leistungsvermögen oder seine Wegefähigkeit eingeschränkt sind. Derartige Ein-

schränkungen ergeben sich jedoch auch aus dem vom Sozialgericht beigezogenen ärztlichen 

Gesamtgutachten der Pensionsversicherungsanstalt - Landesstelle Salzburg - vom 5.9.2003 

nicht. 
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